
Suchergebnisse: Empörung

1822 – Ein aussichtsloser Kampf gegen die Mayer'sche Lederfabrik

Untergiesing * Die bürgerliche Schuhmacherzunft Münchens und der Vorstadt Au entschließt

sich, nachdem sie jahrelang dem Geschehen in der Mayer'schen Lederfabrik tatenlos und voller

Neid zugesehen hat, zu einem Protest bei „allerhöchster Stelle“ - vermutlich dem Königlichen

Ministerium des Inneren - gegen die „gewissenlosen Gewerbebeeinträchtigungen, welche wir von

den hiesig- und umliegenden Lederfabrikanten und Israeliten durch die widerrechtliche

Anmaßung der Selbstfabrikation ihrer in Accord übernommenen Militärlieferungen viele Jahre

hindurch sehr empfindlich zu erdulden hatten“.    In der Folge fordert die Behörde den

Lederfabrikanten auf, künftige Militäraufträge bei den ansässigen Schuhmachermeistern fertigen

zu lassen. Doch die Freude der Schuster über ihren Sieg gegenüber dem Lederfabrikanten

dauert nur kurz.     Dem geschäftstüchtigen Fabrikbesitzer Ignaz Mayer gelingt es nämlich, den

Schwabinger Schumacher Hanrieder davon zu überzeugen, dass er seine Werkstatt mit „Sack

und Pack“ sowie mit der Genehmigung der zuständigen Behörden in die Untergiesinger

Lederfabrik verlegt.    Der Schuhmacher erhält dafür „eine wöchentliche Entschädigung [...], und

[kann] sonach genüßlich sein Leben in Wohltätigkeit durchbringen“. Ignaz Mayer aber kann über

den Trick der ausgeliehenen Hanriederischen Konzession - sehr zur Empörung der bürgerlichen

Schuhmacherzunft Münchens und der Vorstadt Au - seine Militärlieferungen auch künftig weiter in

eigener Regie herstellen lassen.    Der Schuhmacherzunft bleibt nur mehr das Beschreiten des

Protestwegs. Ihr Protest gegen die „unerlaubte Transferierung einer Gewerbekonzession von

einer Vorstadt in die andere“ findet beim Königlichen Landgericht zunächst positives Gehör. Doch

die Regierung des Isarkreises hebt das Verbot umgehend wieder auf.    Eine königliche

Anweisung zieht schließlich einen Schlussstrich unter die Affäre - und zwar zugunsten der

industriellen Produktion in der Lederfabrik. Es war das Königliche Handelsministerium, das sich in

den Vorgang um die umstrittene Konzession einmischte und die Entscheidung zugunsten des

Hoflieferanten beeinflusste.    Wenn schon nicht das Einzelmitglied, so hätte doch die

Schuhmacherzunft den Einfluss ihres Kontrahenten und damit die Aussichtslosigkeit ihres

Unterfangens erkennen müssen. Immerhin ist Ignaz Mayer nicht nur der Schwiegersohn des dem

bayerischen Königs als millionenschweren Kreditgebers unentbehrlich gewordenen Leonhard von

Eichthal, sondern seit dem Jahr 1809 auch der Schwiegervater von Simon Freiherr von Eichthal,

der bei der Gründung der Bayerischen Hypotheken- und Wechselbank eine zentrale Rolle spielte.

   Der Hofbankier organisiert nicht nur die neue Kreditbank, sondern stellte auch dem späteren

König Ludwig I. Mittel für seine Kunsteinkäufe zur Verfügung.
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16. Februar 1847 – Verärgert entlässt König Ludwig I. das gesamte Kabinett

München * Die Veröffentlichung des Memorandums&nbsp;von Karl August von Abel in der

Augsburger Allgemeinen Zeitung&nbsp;verärgert den starrsinnigen König derart, dass er in seiner

Empörung die vier aufsässigen Minister&nbsp;entlässt. Für die Ultramontanen&nbsp;um Minister

Karl August von&nbsp;Abel kommen jetzt liberale Männer in Amt und Würden. Man spricht jetzt

vom „Ministerium der Morgenröte“. &nbsp;    Mit der Neubesetzung der Ministerien&nbsp;steht

der Ernennung der Señora Lola Montez zur Gräfin Maria von Landsfeld nichts mehr im Weg.

Immerhin ist es den deutschen Landesfürsten seit dem Jahr 1806 möglich, selbst

Adelsbriefe&nbsp;auszustellen. Auch König Ludwig I. macht von dieser Regelung regen

Gebrauch und adelte&nbsp;seine Künstler reihenweise - bezahlt sie dafür aber schlecht.&nbsp;

Oktober 1899 – Empörung über die Nietenfabrik in Hellabrunn

München-Giesing * Harlachinger Anlieger empören sich über das Vorhaben des Fabrikanten

Johann Feßler, in Hellabrunn eine Nietenfabrik zu errichten. Jakob Heilmann schreibt, dass er die

Nähe „einer derartigen Fabrik bei einer Villenanlage unmöglich gutheißen“ könne. Außerdem

würden die im städtischen Sanatorium in Harlaching untergebrachten Kranken durch Ruß und

Qualm geschädigt. Heilmann hatte natürlich Angst, er könnte seine Häuser und Grundstücke in

der „Gartenstadt Harlaching“ nur mehr sehr schlecht und mit finanziellen Einbußen verkaufen. 

23. August 1914 – Sächsische Truppen begehen ein besonders grausames Massaker

Dinant * In Dinant, einem malerischen Kleinstädtchen an der Maas, in der Provinz Namur,

veranstalten sächsische Truppen ein besonders grausames Massaker. Weil sie von angeblichen

Franktireurs beschossen wurden, starten die deutschen Soldaten - auf Befehl ihrer Vorgesetzten

- eine Strafaktion. Sie zünden Häuser an, plündern und ermorden 674 der knapp 8.000

Einwohner. Frauen wie Männer, Greise, viele Kinder und vier Babys, die angeblich alle bewaffnet

waren.      Die Bilder der zerstörten Stadt lösen Entsetzen und Empörung über die deutschen

„Barbaren“ aus. Von Widersprüchen oder gar Verweigerungen, derartige Befehle auszuführen,

haben sich keinerlei Informationen erhalten. Prinz Max, der Bruder des sächsischen Königs und

Feldgeistlicher in Belgien, vertraut einem befreundeten Seelsorger folgende Worte an: „Wenn es

einen gerechten Gott im Himmel gibt, müssen wir diesen Krieg verlieren wegen der Gräuel, die

wir in Belgien verübt haben.“ 
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29. November 1918 – In Preußen wird das Schulgebet abgeschafft

Berlin * Das Preußische Kultusministerium       schafft das Schulgebet vor und nach dem

Unterricht ab und   verbietet alle religiös geprägten Feiern.   Schüler dürfen nicht mehr zur

Teilnahme an Gottesdiensten oder am Religionsunterricht verpflichtet werden.   Religionslehre ist

kein Prüfungsfach mehr.      Dieser Erlass löst vor allem in den katholischen Reihen einen Sturm

der Empörung aus. 

7. Dezember 1918 – Die USPD solidarisiert sich mit Spatakus

Berlin * Die undurchsichtigen Vorgänge und das Blutbad vom 6. Dezember steigert das

Misstrauen der USPD gegenüber den Mehrheitssozialdemokraten. Die Freiheit, das Berliner

Parteiorgan der USPD, solidarisiert sich mit dem Streikaufruf von Spartakus mit folgenden Zeilen:

   „Wir verstehen die Empörung und teilen die Gefühle unserer Genossen. Wir begrüßen ihre

Initiative. Der Streik soll ein Protest sein gegen das ruchlose Vorgehen in der Chausseestraße,

gegen gegenrevolutionäre Umtriebe und eine Sympathiebezeigung für die armen Opfer!“ 

21. Februar 1919 – Eisners Ermordung gibt der Revolution neuen Auftrieb

München * Die Nachricht von der Ermordung Kurt Eisners verbreitet sich in Windeseile.

Zahlreiche Menschen strömen zum Tatort in der damaligen Promenadestraße, der heutigen

Kardinal-Faulhaber-Straße. Für viele Anhänger der Revolution wird der zuvor heftig angefeindete

und bei der Landtagswahl politisch geschwächte Ministerpräsident zum „Märtyrer der Revolution“.

Trauer und Empörung verleihen seinem politischen Vermächtnis neue Bedeutung.   Die

Schriftstellerin Richarda Huch beschreibt diesen Stimmungsumschwung rückblickend:

„Jedermann verdammte und beklagte nun die verhängnisvolle Kugel des jungen Arco. Es war

gerade, als ob sie nur gefallen, um der stockenden Revolution einen neuen Auftrieb zu geben.“  

Ihre Worte drücken die Wahrnehmung einer Zeitzeugin aus. Tatsächlich reagieren keineswegs

alle Münchnerinnen und Münchner mit Trauer: Manche Gegner Eisners begrüßen den Mord

offen.   Eisners geplanter Rücktritt und die konstituierende Sitzung des neu gewählten Landtags

sollen den Übergang von der provisorischen Revolutionsregierung zu einer parlamentarisch

legitimierten Regierung ermöglichen. Ob damit auch die revolutionären Auseinandersetzungen

enden, bleibt jedoch offen. Zwischen den Anhängern einer parlamentarischen Demokratie und

den Befürwortern eines Rätesystems bestehen weiterhin erhebliche Spannungen.   Der Mord an

Eisner und die anschließenden Schüsse im Landtag verhindern zunächst diesen geordneten

Regierungswechsel. Die provisorische Regierung verliert ihre Handlungsfähigkeit, während die
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Räte in das entstehende Machtvakuum vorstoßen. Damit beginnt eine neue Phase der

revolutionären Entwicklung, die als „Zweite Revolution“ bezeichnet wird. Arcos Versuch, die

Revolution durch die Ermordung ihres bekanntesten Vertreters zu bekämpfen, trägt somit zu ihrer

erneuten Radikalisierung bei. 

16. Januar 1920 – Graf Anton von Arco auf Valley zum Tode verurteilt

München * Da sich die Richter und der Verteidiger über die Wertung der Tat im Grunde einig

sind, ergeht das Urteil gegen Graf Anton von Arco auf Valley bereits um 16.08 Uhr. Es wird vom

Landgerichtsdirektor Georg Neithardt gesprochen und lautet:       „[...] wegen eines Verbrechens

des Mordes zum Tode und in die Kosten verurteilt.“   Es lässt sich einfach nicht umgehen

anzuführen: „Der Angeklagte führte die Tötung nach einem wohlbedachten Plan mit Überlegung

aus.“       Die Justiz öffnet sich aber gleich selbst die Tür für ihr weiteres Vorgehen. Am Ende des

Urteils stehen die bemerkenswerten Zeilen: „Von einer Aberkennung der bürgerlichen

Ehrenrechte konnte natürlich keine Rede sein, weil die Handlungsweise des jungen, politisch

unmündigen Mannes nicht niedriger Gesinnung, sondern der glühenden Liebe zu seinem Volke

und seinem Vaterland entsprang und ein Ausfluss seines Draufgängertums und der in weiten

Volkskreisen herrschenden Empörung gegen Eisner war, weil ferner der Angeklagte seine Tat in

allen ihren Einzelheiten ohne jeden Versuch der Beschönigung oder Verschleierung mit offenem,

edlem Mute in achtungsgebietender Weise als aufrechte Persönlichkeit eingestand.“    Graf Arco

nimmt sein Todesurteil mit vollkommener Ruhe zur Kenntnis und ruft in seinem Schlusswort die

Zuhörer zum Aufbau einer nationalen Zukunft auf. Stürmischer Beifall erhebt sich im

Sitzungssaal. 

26. Juni 1933 – Empörung über die Zwangsmaßnehmen gegen Eisner und Landauer

München * In der Hauptstadt der Bewegung gibt es zu dieser Zeit noch immer Menschen, die die

Zwangsmaßnahmen gegen die toten Kurt Eisner und Gustav Landauer empören. Es geht bei der

NSDAP-Stadtratsfraktion ein anonymer Brief ein, in dem zu lesen ist:  „Scheusale der Kultur!! Ihr

seid doch echte Idiotenlasst nicht einmal in Ruh die Totender Geist der Toten lebet forttrotz

brauner Pest und Nazimord!!“ 

10. November 1938 – Propagandaminister Joseph Goebbels erlässt einen „Aufruf an Alle!“

Berlin * Propagandaminister Joseph Goebbels erlässt einen „Aufruf an Alle!“. Er lautet:       „Die
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berechtigte und verständliche Empörung des deutschen Volkes über den feigen jüdischen

Meuchelmord an einem deutschen Diplomaten in Paris hat sich in der vergangenen Nacht in

umfangreichem Maße Luft verschafft.    In zahlreichen Städten und Orten wurden

Vergeltungsaktionen gegen jüdische Gebäude und Geschäfte vorgenommen.    Es ergeht

nunmehr an die gesamte Bevölkerung die strenge Aufforderung, von allen weiteren

Demonstrationen und Aktionen gegen das Judentum, gleichgültig welcher Art, sofort abzusehen.  

 Die endgültige Antwort auf das jüdische Attentat in Paris wird auf dem Wege der Gesetzgebung

beziehungsweise der Verordnung dem Judentum erteilt werden.“

12. November 1938 – Hermann Göring erlässt eine Sühneverordnung für Juden

Berlin * Hermann Göring, der Beauftragte für den Vierjahresplan zur Kriegsvorbereitung, erlässt

eine Sühneverordnung, die zur Finanzierung der Aufrüstung gedacht ist.       Die Juden deutscher

Staatsangehörigkeit müssen zusammen eine Milliarde Reichsmark wegen „ihrer feindlichen

Haltung gegenüber dem deutschen Volk und Reich“ zahlen.   Weiterhin werden alle Juden aus

dem deutschen Wirtschaftsleben ausgeschaltet.   Und schließlich gibt es die Verordnung zur

Wiederherstellung des Straßenbildes.   Sie besagt: „Alle Schäden, welche durch die Empörung

des Volkes über die Hetze des internationalen Judentums gegen das nationalsozialistische

Deutschland an jüdischen Gewerbebetrieben und Wohnungen entstanden sind, sind von dem

jüdischen Inhaber oder jüdischen Gewerbetreibenden sofort zu beseitigen.    Die Kosten der

Wiederherstellung trägt der Inhaber der betroffenen jüdischen Gewerbebetriebe und Wohnungen.

Versicherungsansprüche von Juden deutscher Staatsangehörigkeit werden zugunsten des

Reiches beschlagnahmt.“      In München wird eine eigene Arisierungsstelle in der

Widenmayerstraße 27 eingerichtet, die die Enteignung und Gettoisierung der jüdischen

Bevölkerung durchführen soll.
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